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NRW plant neue 
Auflagen für 
Aufsichtsräte
PS. DÜSSELDORF. 3. März. Nordrhein- 
Westfalen will das Aktiengesetz ändern 
und für börsennotierte Aktiengesellschaf
ten eine Karenzzeit von zwei Jahren für 
den Wechsel aus dem Vorstand in den Auf
sichtsrat einführen. Außerdem soll die 
Zahl der Aufsichtsratsmandate auf fünf be
grenzt werden. Schließlich soll der gesam
te Aufsichtsrat über die Vorstandsgehaltcr 
entscheiden und die Entscheidung künftig 
n|cht mehr in einen Ausschuss delegieren 
IL 1 en Dazu hat das Landeskabinett in 
Düsseldorf am Dienstagnachmittag eine 
Bundesratsinitiative beschlossen. In der 
Kabincttsvorlagc begründete Justizminis· 
lertn Roswitha Müllcr-Piepenkötter die 
Einführung einer Karenzzeit von zwei Jah
ren mit der .Unabhängigkeit des Auf
sichtsrates“. die dadurch .entscheidend ge
stärkt” werde. Ein ehemaliges Vorstands
mitglied könne nicht unbefangen an der 
Überprüfung zurückliegender Entschei
dungen mitwirken. Damit geht die Bundes- 
ratsinitiative über den Vorschlag hinaus, 
den eine Arbeitsgruppe der Koalition ent
worfen hat. Dieser verbietet ehemaligen 
Vorsundsmitgliedern nur die Mitarbeit in 
Prüfungsausschüssen für die ersten drei 
Jahre. Das wird Thema im Koalitionsaus
schuss an diesem Mittwoch sein. Die Be
grenzung der Aufsichtsratsmandate auf 
fünf statt bisher zehn begründet die Minis 
terin mit dem angemessenen Zeitaufwand 
für diese Aufgabe .Die Regelung soll im 

(  -resse einer professionellen Aufgaben- 
Vahmchmung die Gefahr zeitlicher Über
beanspruchungen deutlich verringern“,

.Die Kontrolldichte und Transparenz" 
bei der Festlegung der Vorstandsbezuge 
soll durch die Zuständigkeit des gesamten 
Aulsichtsrates verbessert werden. Die Ver
gütungsfragen sollen nicht mehr in einen 
Unterausschuss delegiert werden. Diese 
Regelung deckt sich weitgehend mit ei
nem Vorschlag der Koalitionsarbeitsgrup
pe. Welche Konkretisierungen daraus fol
gen, wird sich jedoch erst nach den Bera
tungen an diesem Mittwoch zeigen. Nord- 
rhem-Westfalen ist zuversichtlich, auch 
die Unterstützung der anderen Länder zu 
erhalten. Es gibt nämlich auch eine Ar
beitsgruppe der Länder zu diesen The
men. Sie hat bisher zweimal, am 15. 
Dezmber und am 18. Februar, getagt. In 
den Diskussionen habe sich gezeigt, so 
heißt es, dass .sämtliche Mitglieder“ zu
mindest den ersten beiden hinkten zu-

EU deutet Hilfe für defizitäre Euro-Staaten an

Staatsbankrott solcher Länder wie Grie
chenland oder Irland haben nun auch 
EU-Währungskomnüssar Joaquin Almu- 
nia zu Andeutungen veranlasst, diesen 
Ländern werde im Falle eines Falles ge
holfen̂  „Wenn eine solche Krise in ei-

eine Lösung, bevor dieses Land beim In
ternationalen Währungsfonds (IWF)

Brussel. Worin die Lösung bestehen 
könnte, sagte er nicht Es sei nicht klug, 
darüber öffentlich zu reden. „Aber wir

Die Spekulationen über 
Hilfsaktionen für notleidende
Euro-Staalen wie 
Griechenland oder Irland 
schießen weiter ins Kraut. 
Eine gemeinsame Euro- 
Anleihe bleibt aber vorerst 
unwahrscheinlich. Eher dürfte 
es zu bilateralen Schulden
vereinbarungen kommen 
unter Moderation der EU.

wie den Erwerb von Staatsanleihen 
durch die EZB. Zahlungsbilanzhilfcn in 
Form von Krediten, wie sie die EU 
Jüngst Ungarn und Uttland gewährt 
hat, können nur von Nicht-Euro-Staaten 
in Anspruch genommen werden.

Ohne eine Verlra^svernndcrung ist 
d« Rahmen der Möglichkeiten, den be
troffenen [ändern im EtJ-Maßstab zu 
helfen, insofern sehr eng gesteckt. De nk
bar wäre zum einen eine massive Aufsto
ckung des Kreditvolumens der Europäi
schen Investitionsbank (EIB). die der
zeit von verschiedenen Seiten für fast 
alle Finanzicrungsanliegen in Anspruch 
genommen wird. Gegen eine solche In-

cin Euro-Staat in gravierende Zahlungs
schwierigkeiten geriete Im Kanzleramt 
will man über solche Schwierigkeiten 
derzeit nicht spekulieren. Aber auch in 
Berlin heißt es. man sei für den Fall ei
nes Falles vorbereitet.

Die Zahlungsprobleme eines Landes 
wie Griechenland oder Irland werden 
zum Problem der gesamten Währungs
union, weil ein Euro-Staat zur Linde
rung dieser Schwierigkeiten weder Geld 
drucken noch seine Währung abwerten 
kann Deshalb hat die „No-bad-out- 
Klausel" (deutsch: Nicht aus der Klem
me helfen) des EG-Vertrags zentrale Be
deutung (Kasten). Danach haften weder 
die EU noch die Mitglicdstaaten für die 
Verbindlichkeiten eines Landes. Artikel 
101 EG-Vertrag verbietet außerdem Kre
ditfazilitäten der Europäischen Zentral
bank (EZB) für die Mitgliedstaatcn so

Artikel 103 Absatz 1 EG-Vertrag

Oie Gemeinschaft haftet nicht für die 
Verbindlichkeiten der Zenlralregierun- 
gen, der regionalen oder lokalen 
Gebiet skörperschaften oder anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
sonstiger Einrichtungen des öffent
lichen Rechts oder öffentlicher Unter
nehmen von Mitgliedstaaten und tritt 
nicht für derartige Verbindlichkeiten 
ein; dies gilt unbeschadet der gegen
seitigen finanziellen Garantien für 
die gemeinsame Durchführung eines 
bestimmten Vorhabens.

Ein Mitgliedstaat haftet nicht für die 
Verbindlichkeiten der Zentralregierun
gen. der regionalen oder lokalen 
Gebietskorperschaften oder anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
sonstiger Einrichtungen des öffentli
chen Rechts oder öffentlicher Unter
nehmen eines anderen Mitgliedstaats 
und tritt nicht für derartige Verbindlich
keiten ein.· dies gilt unbeschadet der 
gegenseitigen finanziellen Garantien 
für die gemeinsame Durchführung 
eines bestimmten Vorhabens.

anspruchnahme der EU-Hausbank 
spricht freilich nicht nur, dass deren Auf
gabe im Prinzip die Finanzierung klar 
definierter Projekte und nicht das Ein
springen für ganze Staatshaushalte ist. 
Hinzu kommt, dass die Mitgliedstaaten 
die Kapitaleigner der EIB sind, was die 
Frage aufwirft, ob ein EIB-Engagement 
nicht automatisch gegen die No-Bail- 
Out-Klauscl verstieße. Auch die Idee ei
nes .Europäischen Währungsfonds" 
nach Vorbild des IWF gilt als unausge- 
reift und kaum vertragskonform.

In Brussel wird es derzeit für wahr
scheinlicher gehalten, dass die EU im 
Falle eines Falles die Koordination ei
nes Umschuldungsprogramms zuguns
ten eines betroffenen Landes überneh
men würde und dass die hierfür notwen
digen Kredite bilateral von einzelnen 
Mitgliedstaaten bereitgestcllt würden. 
„Dass Deutschland hierbei eine Schlüs
selrolle spielen müsste, ist offensicht
lich*. heißt es in EU-Kreisen.

Als weniger wahrscheinlich gilt, dass 
kurzfristig die immer wieder vorge- 
brachtc Forderung nach einer gemein
sam aufgelegten Euro-Anleihe in die 
Tat umgesetzt wird. Vor allem Italien, 
aber auch der Vorsitzende der Euro- 
Gruppe. Luxemburgs Premier- und Fi- 
nanzministcr Jean-Claude Juncker, hat
ten diese Idee schon mehrfach ins Spiel 
gebracht. Almunia sagte, cs sei durch
aus „vernünftig“, wenn mehrere Staaten 
gemeinsam an den Markt gingen. In sei
ner Umgebung wurde freilich später prä
zisiert. der Kommissar habe damit nicht 
einer gemeinsamen Euro-Anleihe das 
Wort reden, sondern nur ausdrücken 
wollen, dass gemeinsame Initiativen ei
niger Länder ökonomisch sinnvoll sein 
könnten. Eine solche Anleihe gilt in 
Brüssel als wenig wahrscheinlich, weil 
damit nur schlechte Risiken gebündelt 
würden und sich die Kreditposition der 
betroffenen Staaten nicht verbessern lie
ße. Umgekehrt haben Länder mit guter 
Kreditposition wie Deutschland kein In
teresse daran, sich auf eine Gemein
schaftsanleihe einzulassen. Steinbrück 
hat sich dazu mehrfach klar erklärt, 
auch Bundesbankpräsident Weber lehn
te die Idee in der vergangenen Woche 
ab. „Mehrere wichtige Euro-Staaten“ 
hätten sich gegen jegliche gemeinsam 
aufgelegte Anleihen ausgesprochen, sag-

Tremonti-Bonds 
sollen Italiens 
Banken stärken
tp. ROM, 3. März Die börsennotierten 
Banken Italiens sollen Gelegenheit erhal
ten, um mit staatlichen Geldern ihre Ei- 
genkapitaldeckc zu verbreitern. Zwar sind 
die italienischen Kreditinstitute vom Stru
del der Finanzkrise nur wenig gestreift 
worden. In früheren Jahren haben es je
doch viele italienische Institute versäumt, 
ihre Eigenkapitalbasis zu verbreitern. 
Dies gehörte bei Bankengruppen wie Uni- 
credit (Kernkapitalquote derzeit um 6 Plro-

ur Verfügung hat. andererseits aber die 
kontrollierende Beteiligung nicht verwäs
sern will. Nachdem zunächst der italieni
sche Schatzminister Giulio Tremonti ge
droht hatte, er werde alle Banker aus 
dem Amt entfernen, die wegen Misswirt
schaft staatliches Kapital benötigten, 
zeigt die detaillierte Regelung über die 
Staatsgelder für Italiens Banken jetzt 
mehr pragmatischen Geist. Der n>

kaufen, die dem A . 
stellt sind und nur mit Zinsen bedient 
den. wenn die Banken Gewinne ausw ^ 
scn. Die Mittel, die den Banken mit der 
Emission solcher .hybrider“ Titel zuflie
ßen. werden deshalb als Stärkung der 
Kernkäpitälqüote verbucht. Diese speziel
len Schuldverschreibungen, die in Italien 
einfach nur „Tremonti-Bonds" genannt 
werden, sind aber mit einer Reihe beson
derer Bedingungen verbunden: Wenn die 
Banken Gewinne erzielen, müssen sie im 
ersten Jahr mit 7,5 Prozent verzinst wer
den, danach jedes Jahr mit höheren Zins
sätzen bis maximal 15 Prozent. Zugleich 
müssen die Institute, die solche Bonds an 
den italienischen Staat ausgeben, einen 
ethischen Kodex unterschreiben. Der 
schreibt besondere Transparenz für die 
Managergehälter vor, überwacht die Kre
ditvergabepraxis und sieht bei arbeitslo
sen Kunden eine Unterbrechung der Hypo
thekenruckzahlungen für ein Jahr vor. An
dererseits ist es den Banken erlaubt, die 
bis 2039 laufenden Bonds vorzeitig abzulö-

Guttenberg schafft einen Bürgschaftsrat
Sieben Wirtschaftsfachleute helfen der Bundesregierung bei großen Fällen
ami BERLIN. 3. Marz. Der „Deutschland- 
Fonds" war einer der letzten Vorschläge 
von Bundeswirtschaftsminister Michael 
Glos (CSU), bevor der vor einem Monat 
enttäuscht seine Demission einreichte. 
Glos wollte den 100-Milliarden-Euro- 
Fonds mit einem Lenkungsrat aus Wirt
schaftsfachleuten versehen -  quasi als po
litische Rückversicherung für die auf je
den Fall umstrittenen Entscheidungen für 
oder gegen Staatshilfen. Glos' Nachfolger 
Karl-Theodor zu Guttenberg setzt die 
Idee jetzt um. Auf seinen Vorschlag hin 
wird ein I.enkungsral berufen, den er vor 
der Entscheidung über Großbürgschaftcn 
und Großkredite zu Rate zieht. Gutten
berg wird dem Kabinett darüber an die
sem Mittwoch berichten, ein Beschluss 
sei nicht geplant, hieß es in Berlin.

Der Rat soll nur in wirklich großen Fäl
len eingeschaltet werden: bei Bürgschaf
ten von mehr als 300 Millionen Furo, bei 
Krediten von mehr als 150 Millionen 
Euro und .in Fällen grundsätzlicher Be
deutung". eine Formulierung, die Spiel

raum lässt. Die zuletzt öffentlich gehan
delten Kandidaten für Staatshilfen wie 
Opel oder Schaeffler waren damit heiße 
Anwärter für eine Befassung des Rates.

Der wird mit teils prominenten frühe
ren Wirtschaftskapitänen besetzt: Micha
el Rogowski, den früheren BDl-Präsidem

frohere Evomk-Vorstand Alfred Tacke 
(SPD), unter Rot-Grün Staatssekretär im 
Bundeswirtschaflsministerium, und der 
unlängst zurückgetretene niedersächsi
sche Wirtschaftsminister Walter Hirche 
(FDP) bringen Pölitikerfahrong und das 
Farbenspiel der Parteien in das Gremium. 
IG-BCE-Chcf Hubertus Schmoldt sichert 
die Interessen der Beschäftigten. Der Bon
ner Ökonom Martin Hcllwig vertritt die. 
Wirtschaftswissenschaften, als froherer 
Chef der Monopolkommission gilt er als 
Fachmann für Wettbewerbslagen. Der 
Rat ist als Beratungsgremium konzipiert.

Entschieden wird letztlich ein Lenkungs* 
ausschuss in dem unter Führung von Wirt
schaftsstaatssekretär Walther Otremba 
drei Ministerien und das Kanzleramt ver
treten sind. Damit behält die Politik am 
Ende das Sagen (und die Verantwor
tung). auch wenn sie dem Rat des Rates 
im Wesentlichen folgen will.

Der kann bei seinen Entschciduqgen 
bereits auf den Rat anderer Berater auf
bauen Denn die Burgschaftsanträge wer
den alle von einer Wirtschaftsprofunglge- 
sellschaft -  PriceWaterhousc Coopers - 
untersucht und bewertet. Kreditanträge 
werden von der staatseigenen KfW-Bank 
geprüft. Deshalb war in Teilen der Bun
despolitik. vor allem der SPD. ein weite
res Beratungsgremium auch eher skep
tisch bewertet worden.

Auch das Parlament hat sich Vorbehal
ten. noch ein Wort bei Megahilfen milzu
reden: Der Haushaltsaussclmss des Bun
destages hat durchgesetzt, dass er Hilfen 
von mehr als 300 Millionen Euro je Unter
nehmen zustimmen muss.

Fiebriges Steuerrecht, Dauerbaustelle Sozialrecht
Viele Gesetze der großen Koalition sind überflüssig und fehlerhaft

jja. FRANKFURT. 3 März. Etliche Gesct 
ze der großen Koalition sind handwerk
lich schlecht gemacht. Zu diesem Ergeb
nis kommt eine Studie, die der Hambur
ger Rechtswissenschaftler Ulrich Karpen 
im Auftrag der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft erstellt hat. Karpen. seil 
Jahrzehnten ein führender Gesetzge
bungsforscher. hat zusammen mit zwei 
Mitarbeitern alle 6% Normen, die CDU/ 
CSU und SPD in der ersten Hälfte ihrer 
Legislaturperiode erlassen haben, einem 
.Qualitäts-Check* unterzogen. Das Fazit: 
.Die Fiebrigkeit des Steuerrechts hält we
gen der ständigen Änderungen an, und 
das Sozialrecht bleibt mit seinen perma
nenten Reformen eine Dauerbaustellc.“

Allein 81 Vorschriften befassten sich 
zwischen 2005 und 2007 mit der „tief ge
stellten. detailfreudigen Regelung* von 
dQL«sb>ldcrn, prangern die Forscher an 
-  vom Sonnenschutzmeisier über das Ke
ramikhandwerk bis hin zum „Fachmann/ 
Fachfrau für Marktforschung“. Diese Be
stimmungen würden durch ihre starke 
Fragmentierung der Dynamik des Arbeits
markts nicht gerecht, stellt Karpen fest. 
Manche Paragraphen sind nach Ansicht 
des Juraprofessors schlicht überflüssig. 
So sei auch die „Verordnung über das In
verkehrbringen kindergesicherter Feuer
zeuge“ ein Beispiel für unnötige Überre- 
guiierung

Die steigende Normenflut fuhrt Kar
pen maßgeblich auf den Einfluss der Eu
ropäischen Union (EU) zurück. Dies be
treffe besonders die Bereiche Lebensmit
tel, Wein, Kosmetik und Landwirtschaft.

in denen die nationale Gesetzgebung zu 
75 bis 90 Prozent von Brüssel vorgegeben 
sei und der Bundestag bloß noch Direk
tiven umsetzc. Ein großer Teil der Über
regulierung ließe sich der Untersuchung 
zufolge verhindern, wenn die Mitglied- 
Staaten in den europäischen Institutionen 
für Bürokratieabbau einträlen.

Die „Verordnung über 
das Inverkehrbringen 
kindergesicherter Feuer* 
zeuge“ ist ein Beispiel für 
unnötige Überregulierung.

Doch auch hausgemachte Ursachen 
für Gesetzesmängcl haben die Wissen
schaftler ausgemacht, Viele Normen wür
den „unter politischem Zeitdruck und in 
großer Hektik" durch den Bundestag und 
dessen Ausschüsse gejagt. „Manche Ge
setze verlassen deshalb schon fehlerhaft, 
änderungs- und reparaturbedürftig das 
Parlament.“ Etwa bei der Gesundheitsre
form sei höchst fraglich gewesen, ob sich 
die Ausschussmitglieder in der kurzen 
Zeit überhaupt in der gebotenen Gründ
lichkeit mit der Materie und den zahlrei
chen Änderungsanträgen hätten befas
sen können, schreibt Karpen -  und ob 
die Abgeordneten im Plenum überhaupt 
gewusst hatten, worüber sie schließlich 
abstimmten.

Fehlerquellen sieht Karpen aber auch 
in den .Huckepackgesetzen“, in denen

ganz unterschiedliche Themen vermischt 
würden. Für bedenklich hält er überdies 
die Aufspaltung einer Materie in zwei ver
schiedene Gesetze, um wenigstens jenen 
Teil in Kraft setzen zu können, der keiner 
Zustimmung des Bundesrates bedürfe. 
Die andere Hälfte sei dann etwa beim 
Genlechnikgesctz jahrelang beraten wor
den. ohne je von der Undcrkammer «bil
ligt worden zu sein. Ein weiteres Problem 
sind nach der Hamburger Auswertung 
von 6250 Seiten des Bundesgesetzblatts 
Mehrfachzuständigkeiten von EU. Bund 
und Ländern.

Die Juristengruppe fordert deshalb 
eine größere Zurückhaltung des Staates 
durch „Entschlackung des Gesetzes
bestandes“ und eine .Entregelung“ man
cher Lebensbereiche Schließlich bedeute 
jedes Gesetz einen hoheitlichen Eingriff 
in die Grundrechte der Bürger und bedür
fe deshalb einer besonderen Rechtferti
gung. Regelmäßige Berichts- und Auswer- 
tungspflichtcn sowie auf Zeit befristete 
Regelungen sind aus ihrer Sicht ebenfalls 
nützliche Instrumente

Eine verständlichere Sprache, weniger 
Detailfreude und sparsamere Verweise 
auf Anhänge und andere Vorschriften lau
ten weitere Empfehlungen. „Der Gesetz
geber muss sein Produkt unter Kontrolle 
behalten, um beurteilen zu können, ob er 
damit überhaupt sein Ziel erreicht." So 
könnten Bürokratiekosten für Staat, Wirt
schaft und Verwaltung gleichermaßen sin
ken. hofft Karpen Sein Rat: Die Vor
stellung vom patcrnalistischen Staat solle 
liberalen Gedanken weichen und das Sub
sidiaritätsprinzip endlich ausreichend be
rücksichtigt werden.


